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Kleine Anfrage 1215 
der Abgeordneten Dr. Daniela Oeynhausen (AfD-Fraktion) 

an die Landesregierung 

Gefährdung der psychotherapeutischen Versorgung in Brandenburg durch das GKV-
Beitragssatzstabilisierungsgesetz (GKV-BStabG) 

Mit der Begründung, die Beitragssätze der Krankenkassen stabil zu halten, treibt die Bun-
desregierung mit dem Gesetz zur Stabilisierung der Beitragssätze in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung (GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz – GKV-BStabG) einen einschnei-
denden Sparkurs im Gesundheitswesen voran.1 Ein zentraler Bestandteil ist die weitrei-
chende Rückführung bisher extrabudgetärer Leistungen in die morbiditätsbedingte Gesamt-
vergütung (MGV), was durch tiefgreifende Änderungen in den §§ 87a und 87d SGB V um-
gesetzt wird. Besonders die ambulante Psychotherapie ist von diesen Sparmaßnahmen be-
troffen. Durch den Wegfall der extrabudgetären Vergütung zu einem festen Preis pro Leis-
tung drohen den Praxen bei Überschreitung der Budgets empfindliche Honorarkürzungen. 
Diese Entwicklung wird in der Fachwelt als existenzbedrohend eingestuft, zumal bereits zum 
1. April 2026 die Vergütung für psychotherapeutische Leistungen im Einheitlichen Bewer-
tungsmaßstab (EBM) durch den Erweiterten Bewertungsausschuss um 4,5 % abgesenkt 
wurde.2 Die Situation verschärft sich dadurch, dass durch das GKV-BStabG auch die ge-
setzliche „Angemessenheitsprüfung“ für die Vergütung psychotherapeutischer Leistungen 
in § 87 Absatz 2c Satz 8 und in § 87b Absatz 2 Satz 4 SGB V wegfallen soll. Diese Regelung 
sollte bisher sicherstellen, dass die Honorare für psychotherapeutische Leistungen ein ver-
fassungsrechtlich gebotenes Mindestniveau nicht unterschreiten. Zusätzlich sollen mit dem 
GKV-BStabG die durch das Terminservice- und Versorgungsgesetz (TSVG) eingeführten 
finanziellen Zuschläge für die Vermittlung schneller Termine über die Terminservicestellen 
(TSS) sowie die damit verbundene extrabudgetäre Vergütung der entsprechenden Behand-
lungsfälle abgeschafft werden.3 Die Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) warnte nun 
davor, dass das GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz den psychotherapeutischen Praxen 
die wirtschaftlichen Grundlagen zu entziehen droht.4 Die gesellschaftlichen Auswirkungen 
dieser Gesetzgebung sind auch bereits Gegenstand intensiver Berichterstattung. 

 
1 Vgl. „GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz“, BT-Drs. 21/6130, in: https://dip.bundestag.de/vorgang/gesetz-zur-stabili-
sierung-der-beitragssätze-in-der-gesetzlichen-krankenversicherung-gkv/334469 (26.05.2026), abgerufen am 14.07.2026. 
2 Vgl. „4,5 Prozent weniger Honorar für psychotherapeutische Leistungen: KBV, KVen und Verbände sprechen von 
Skandal“, in: https://www.aerztezeitung.de/Wirtschaft/45-Prozent-weniger-Honorar-fuer-psychotherapeutische-Leistun-
gen-KBV-und-Verbaende-sprechen-von-Skand-462353.html (12.03.2026), abgerufen am 14.07.2026. 
3 Vgl. „Kürzungen in der Psychotherapie“, in: https://www.dgvt-bv.de/aktuell/honorarkuerzung/ (20.07.2026), abgerufen 
am 30.07.2026. 
4 Vgl. „Gründlichkeit vor Schnelligkeit: GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz nacharbeiten!“, in: 
https://www.bptk.de/pressemitteilungen/gruendlichkeit-vor-schnelligkeit-gkv-beitragssatzstabilisierungsgesetz-nacharbei-
ten/ (08.07.2026), abgerufen am 15.07.2026. 
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Das ZDF berichtete unter dem Titel „Psychotherapeuten laufen Sturm gegen geplante Ein-
schnitte“ über entsprechende Proteste und die Sorge davor, dass eine Psychotherapie nur 
noch eine Hilfe für diejenigen sein könnte, die sie sich leisten können, da Praxen ohne ver-
lässliche Vergütung ihre Kapazitäten für GKV-Patienten reduzieren könnten.5 Auch regional 
wird die Problematik verschärft wahrgenommen: Die Märkische Allgemeine Zeitung (MAZ) 
thematisiert in ihrer Berichterstattung die bereits heute monatelangen Wartezeiten auf The-
rapieplätze in Brandenburg.6 Eine Situation, die sich durch den wirtschaftlichen Druck der 
GKV-Reform weiter zuzuspitzen droht. Zwar hat der Deutsche Bundestag in einer Entschlie-
ßung Ausnahmen für Kinder, Jugendliche, schwer Kranke sowie für „als dringlich festgelegte 
Fälle“ gefordert,7 die reguläre Richtlinien-Psychotherapie für Erwachsene soll demnach je-
doch im Budget-System verbleiben. Zudem wird kritisiert, dass solche vom Gemeinsamen 
Bundesausschuss (G-BA) zu erarbeitenden einzelfallgerechten Verfahren mit erheblichem 
bürokratischem Mehraufwand verbunden sind, welcher die Einsparungen egalisiert.8 Die 
BPtK warnt in diesem Zusammenhang grundsätzlich davor, dass das GKV-BStabG die psy-
chotherapeutische Versorgung destabilisiert und die wirtschaftliche Basis der Praxen ge-
fährdet.9 Trotz der deutlichen Kritik des Bundesrates (BR-Drucksache 21/6559), der davor 
warnte, dass die Rückführung psychotherapeutischer Leistungen in die Budgetierung die 
Versorgungskontinuität gefährden könnte,10 hat die Landesregierung Brandenburg in der 
1067. Sitzung des Bundesrates am 10. Juli 2026 im Gegensatz zu sechs anderen Ländern 
keinen Antrag gestellt, den Vermittlungsausschuss anzurufen,11 diesem jedoch in der Ab-
stimmung zugestimmt. 

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Warum hat die Landesregierung in der 1067. Sitzung des Bundesrates am 10. Juli 
2026 nicht zusammen mit den Ländern Saarland, Bremen, Hamburg, Mecklenburg-
Vorpommern, Niedersachsen, Sachsen-Anhalt den Antrag gestellt den Vermittlungs-
ausschuss gemäß Artikel 77 Absatz 2 des Grundgesetzes einzuberufen, mit dem Ziel 
der grundlegenden Überarbeitung des GKV-BStabG, obwohl der Bundesrat in seiner 
Stellungnahme (BR-Drucksache 21/6559) explizit vor einer Gefährdung der Versor-
gungskontinuität durch das GKV-BStabG gewarnt hatte? 

 
5 Vgl. „Psychotherapeuten laufen Sturm gegen geplante Einschnitte”, in: https://www.zdfheute.de/politik/deutschland/gkv-
finanzreform-warken-psychotherapie-einschnitte-100.html (08.07.2026), abgerufen am 14.07.2026. 
6 Vgl. „Mit dem Rotstift durchs Therapiezimmer: ‚Das ist eine Kampfansage‘“, in: https://www.maz-online.de/gesund-
heit/laengere-wartezeiten-drohen-was-die-honorarkuerzung-fuer-psychisch-kranke-bedeutet-Q2C6VMQPSRBSXNOO-
HIGCL7KBDI.html (10.06.2026), abgerufen am 16.07.2026. 
7 Vgl. „Beschlussempfehlung und Bericht“, in: https://dserver.bundestag.de/btd/21/070/2107016.pdf (08.07.2026), abge-
rufen am 16.07.2026. 
8 Vgl. Stellungnahme der KBV zum Referentenentwurf des BMG für das GKV-BStabG vom 16. April 2026, in: 
https://www.kbv.de/documents/positionen/stellungnahmen/2026/kbv-stellungnahme-beitragssatzstabilisierungsgesetz.pdf 
(20.04.2026), abgerufen am 14.07.2026. 
9 Vgl. Stellungnahme der BPtK zum GKV-BStabG, in: https://www.bptk.de/stellungnahmen/gesetz-zur-stabilisierung-der-
beitragssaetze-in-der-gesetzlichen-krankenversicherung-ref-e/, (11.06.2026), abgerufen am 14.07.2026. 
10 Vgl. Plenarprotokoll 1067, in: https://www.bundesrat.de/SharedDocs/downloads/DE/plenarprotokolle/2026/Plenarpro-
tokoll-1067.pdf?__blob=publicationFile&v=2 (10.07.2026), abgerufen am 16.07.2026. 
11 Vgl. Antrag der Länder Saarland, Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Sachsen-Anhalt, in  
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2026/0401-0500/411-1-26.pdf?__blob=publicationFile&v=1 
(10.07.2026), abgerufen am 16.07.2026. 
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2. Inwieweit hat die Landesregierung vor der Abstimmung im Bundesrat das Gespräch 
mit der Kassenärztlichen Vereinigung Brandenburg (KVBB) und den psychotherapeu-
tischen Berufsverbänden im Land gesucht, um die spezifischen Risiken der Rückfüh-
rung der extrabudgetär vergüteten psychotherapeutischen Leistungen in die MGV für 
Brandenburg zu evaluieren, und was waren gegebenenfalls die Ergebnisse dieser Ge-
spräche? 

3. Wie haben sich die Zahlen der tätigen Psychotherapeuten jeweils getrennt nach sol-
chen mit Vertragsarztsitz bzw. Vertragspsychotherapeutensitz und solchen ohne Ver-
tragsarztsitz bzw. Vertragspsychotherapeutensitz im Land Brandenburg seit 2000 ent-
wickelt? Bitte für die Jahre 2000, 2005, 2010, 2015 und seit 2018 jährlich nach Fach-
ärzten für Psychosomatische Medizin und Psychotherapie (Psychosomatiker), Ärztli-
chen Psychotherapeuten ohne Psychosomatiker, Psychotherapeuten ohne ärztliche 
Ausbildung/Zulassung (Psychologen) aufschlüsseln und dabei diesen drei Gruppen 
jeweils in Psychotherapeuten, die nur Kinder und Jugendliche behandeln, und Psy-
chotherapeuten, die nicht nur Kinder und Jugendliche behandeln, untergliedern.  

4. Wie hat sich der Versorgungsstand, die verschiedenen Gruppen von Psychotherapeu-
ten entsprechend Frage 3 betreffend, seit 2018 entwickelt? Welche Regionen haben 
offene Sitze, welche Regionen (Planungsbereiche der KVBB) sind/waren unterver-
sorgt oder drohten unterversorgt zu sein? Bitte nach den Gruppen von Psychothera-
peuten entsprechend Frage 3 für die Jahre 2018 bis 2025 aufschlüsseln. 

5. Wie hat sich das Durchschnittsalter der verschiedenen Gruppen von Psychotherapeu-
ten entsprechend Frage 3 seit 2018 entwickelt? Bitte nach den Gruppen von Psycho-
therapeuten entsprechend Frage 3 für die Jahre 2018 bis 2025 aufschlüsseln. 

6. Wie hoch beziffert die Landesregierung, basierend auf den Abrechnungsdaten der 
KVBB, das jährliche Abrechnungsvolumen für psychotherapeutische Leistungen, die 
abgerechneten Fallzahlen und Behandlungsstunden im Land Brandenburg für die 
Jahre 2018 bis 2025? Wie vielen Fällen und Behandlungsstunden entspricht dies 
durchschnittlich je Psychotherapeut? Bitte jeweils nach Jahren, Versorgungsbereichen 
bzw. Gebührenordnungspositionen (GOP-Clustern) aufschlüsseln. 

7. Wie hoch beziffert die Landesregierung, basierend auf den Abrechnungsdaten der 
KVBB, das jährliche Abrechnungsvolumen (gemäß den geltenden Zuschlagsregelun-
gen) für psychotherapeutische Leistungen der Kurzzeittherapie, die abgerechneten 
Fallzahlen und Behandlungsstunden im Land Brandenburg für die Jahre 2018 bis 
2025? Bitte jeweils nach Jahren, Versorgungsbereichen bzw. Gebührenordnungspo-
sitionen (GOP-Clustern) aufschlüsseln. Welcher finanzielle Verlust droht den Branden-
burger Psychotherapeuten jährlich durch den geplanten Wegfall dieser Zuschläge im 
Rahmen des GKV-BStabG? 

8. Wie hoch beziffert die Landesregierung, basierend auf den Abrechnungsdaten der 
KVBB, das jährliche Abrechnungsvolumen (gemäß den geltenden Zuschlagsregelun-
gen) für Vermittlung schneller Termine über die Terminservicestellen (TSS), die abge-
rechneten Fallzahlen und Behandlungsstunden im Land Brandenburg für die Jahre 
2018 bis 2025? Bitte jeweils nach Jahren, Versorgungsbereichen bzw. Gebührenord-
nungspositionen (GOP-Clustern) aufschlüsseln. 
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Welcher finanzielle Verlust droht den Brandenburger Psychotherapeuten jährlich 
durch den geplanten Wegfall dieser Zuschläge im Rahmen des GKV-BStabG? 

9. In welchem Zahlenverhältnis stehen nach Kenntnis der Landesregierung die durch-
schnittlichen Fälle und Behandlungsstunden entsprechend Frage 6 im Land Branden-
burg zu den entsprechenden Fällen im bundesweiten Durchschnitt? 

10. Welche Summen an Finanzmitteln überweist die KVBB für psychotherapeutische Be-
handlungen in andere Länder des Bundes und welchem prozentualen Anteil entspricht 
dies an den Gesamtausgaben der KVBB für psychotherapeutische Behandlungen? 
Bitte die betreffenden Summen nach Ländern aufschlüsseln. 

11. Wie lange müssen Patienten im Land Brandenburg nach Kenntnis der Landesregie-
rung durchschnittlich auf den Beginn einer psychotherapeutischen Behandlung warten 
und welche Entfernungen zum Psychotherapeuten müssen sie dabei durchschnittlich 
von ihrem Wohnort aus zurücklegen? Bitte nach den Gruppen von Psychotherapeuten 
entsprechend Frage 3 aufschlüsseln. 

12. Welche konkreten finanziellen Mindereinnahmen ergeben sich für die Brandenburger 
Psychotherapeuten (hochgerechnet auf ein volles Kalenderjahr) durch die zum 1. April 
2026 wirksam gewordene Absenkung der Leistungsbewertung um 4,5 Prozent? Soll-
ten keine Gesamtzahlen vorliegen, bitte ich um eine Schätzung auf Basis der Daten 
der AOK Nordost und der IKK BB sowie einer Hochrechnung auf die Gesamtzahl der 
Versicherten im Land. 

13. Mit welchen finanziellen Auswirkungen rechnet die Landesregierung für die Psycho-
therapeuten im Land Brandenburg durch die geplante Rückführung der extrabudgetär 
vergüteten psychotherapeutischen Leistungen in die MGV? Bitte geben Sie hierzu eine 
fundierte Prognose auf Basis der bisherigen extrabudgetären Volumina ab und berück-
sichtigen Sie dabei die prognostizierte Morbiditätsentwicklung im Land Brandenburg. 

14. Wie bewertet die Landesregierung das Risiko, dass durch die Streichung der gesetz-
lichen Angemessenheitsprüfung für die Vergütung psychotherapeutischer Leistungen 
in § 87 Absatz 2c Satz 8 SGB V weitere Einbußen bei der Vergütung der Psychothe-
rapeuten im Land Brandenburg entstehen, und wie hoch schätzt sie das dadurch be-
dingte potenzielle jährliche Verlustrisiko für eine durchschnittliche brandenburgische 
Einzelpraxis ein? 

15. Wie bewertet die Landesregierung das Zusammenwirken der geplanten Wiedereinfüh-
rung der Budgetierung (Rückführung in die MGV) und des gleichzeitigen Wegfalls der 
gesetzlichen Angemessenheitsprüfung (§ 87 Absatz 2c Satz 8 SGB V) im Hinblick auf 
die wirtschaftliche Stabilität der Brandenburger Praxen und wie will sie sicherstellen, 
dass die Vergütung trotz dieser doppelten Belastung ein betriebswirtschaftlich tragfä-
higes Mindestniveau nicht unterschreitet? 
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16. Wie hoch schätzt die Landesregierung die kumulierten finanziellen Mindereinnahmen 
für die psychotherapeutische Versorgung im Land Brandenburg ein, wenn alle vier in 
den Fragen 7, 8, 12, 13 und 14 genannten Maßnahmen (Wegfall von Zuschlägen bzgl. 
„Kurzzeittherapie“ und TSS-Terminvermittlung, Absenkung Leistungsbewertung um 
4,5 %, Budgetierung/Rückführung in die MGV, Wegfall der „Angemessenheitsprü-
fung“) zusammen wirksam werden? 

17. Welche Auswirkungen haben diese zu erwartenden Honorarkürzungen entsprechend 
Frage 16 nach Einschätzung der Landesregierung auf die wirtschaftliche Tragfähigkeit 
von psychotherapeutischen Praxen in ländlichen Regionen des Landes Brandenburg 
sowie auf die Gewinnung von Nachfolgern für aus Altersgründen freiwerdende Ver-
tragssitze? 

18. Welche Kenntnisse hat die Landesregierung über die aktuelle Anzahl der psychothe-
rapeutischen Praxen im Land Brandenburg, die aufgrund der Honorarabsenkungen im 
EBM und der geplanten Wiedereinführung der Budgetierung (Rückführung in die MGV) 
bereits eine Reduzierung ihrer Kapazitäten für gesetzlich versicherte Patienten planen 
oder ihre Kassenzulassung zurückgeben wollen? 

19. Wie viele Patienten im Land Brandenburg warten nach Kenntnis der Landesregierung 
aktuell länger als drei Monate auf den Beginn einer Richtlinien-Psychotherapie (bitte 
nach Planungsbereichen aufschlüsseln) und welche Veränderung dieser Wartezeiten 
prognostiziert die Landesregierung infolge der GKV-Reform? 

20. Wie beabsichtigt die Landesregierung sicherzustellen, dass die vom G-BA noch zu 
definierende „Dringlichkeit“ (dringlich festgelegte Fälle gemäß Beschlussempfehlung 
in BT-Drucksache 21/7016) nicht zu einer unzumutbaren bürokratischen Hürde für 
Brandenburger Therapeuten wird, die wertvolle Zeit für die eigentliche Patientenver-
sorgung bindet? 
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